
Die Funktion des Rassismus
In  Fulda  entwickelt  sich  gerade  eine  Debatte  darum,  wie  gegen  die
aufkommenden und erstarkenden rechten Bewegungen wie PEGIDA oder die
neu  entstandenen  Bürgerwehren  vorgegangen  werden  kann.  Wir  von
REVOLUTION Fulda haben uns in diese Debatte bisher stark eingebracht
und veröffentlichen  hier  eine  Rede,  welche  ein_e  Fuldaer  Genoss_in  vor
einigen Monaten auf einer antirassistischen Kundgebung in Fulda gehalten
hatte.  Da den bisher noch großteils  orientierungslosen Bemühungen eine
Bewegung gegen Rechts in Deutschland aufzubauen ein klares Verständnis
von Rassismus fehlt, finden wir die damalige Rede immer noch wichtig und
dass sie den Nagel der Debatte auf den Kopf trifft.

Liebe Mitstreiterinnen und Mitstreiter,
Ich bin von der unabhängigen Jugendorganisation Revolution und möchte
heute über die Funktion des Rassismus in unserer Gesellschaft sprechen.

Die Funktion des Rassmismus

Noch immer hält die Weltwirtschaftskrise von 2008 an und noch immer sind
damit verbundene Angriffe auf unsere Lebensqualität zu verzeichnen, egal ob
Gentrifizierung,  schlechte  Arbeitsbedingungen  oder  fehlende
Ausbildungsplätze.  Der  gewaltigen  Rechtsruck  in  Europa  ist  auch
unmittelbar  mit  der  Krise  verbunden.  Rechtspopulistische  Parteien  und
außerparlamentarische  Kräfte,  wie  „PEGIDA“,  die  „Identitäre  Bewegung“
und viele mehr erhalten immer mehr Zuspruch und vertreten ihre Politik
offen in den Parlamenten und auf  der Straße.  Sie gehen z.B.  gegen die
Aufnahme von Flüchtlingen in ihrer Umgebung vor und greifen diese mit
Worten  und  physischer  Gewalt  an.  So  gibt  es  mittlerweile  fast  täglich
Anschläge  auf  Flüchtlingsunterkünfte,  physische  Übergriffe  und  ein
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grassierender  Alltagsrassismus;  Solch  eine  widerwärtige,  rassistische
Progromstimmung  ist  leider  heute  schon  traurige  Normalität;  auch  in
Deutschland.

Die Ausbeutung im Kapitalismus

Klar  ist,  dass  vor  allem  in  Zeiten  der  jetzigen,  historischen  Krise  viele
Menschen  unter  sozialer  und  materieller  Verwerfung  leiden  oder  Angst
haben  dorthin  abzurutschen.  Erzeugt  wird  dieses  Leid  durch  das
kapitalistische System: Die Kapitalistenklasse (also die Besitzer von Fabriken
und Firmen) beutet die Lohnabhängigen aus, indem ein niedrigerer Lohn
gezahlt wird, als ihre Arbeit wert ist. Diese Ausbeutung findet, in mehr oder
weniger  verschärfter  Form,  in  allen  Ländern  der  Erde  statt.  Auch
Deutschland ist da, gerade mit seinem gewaltigen Niedriglohnsektor, keine
Ausnahme.  Bei  dem  besonderen  Beispiel  Deutschlands  muss  auch  die
Unterjochung der ärmeren europäischen Ländern durch die EU und den Euro
genannt werden. Für alle Imperialisten, also Länder, die ihren eigenen Markt
erschöpft  haben, kommt außerdem die Überausbeutung der Halbkolonien
hinzu.  Sie  versuchen  ständig  Absatzmärkten  und  Rohstoffenquellen  zu
erschießen und zu sichern und beuten billige Arbeitskräfte im Ausland aus.
Wirtschaftliche Erpressung, Waffenlieferungen und Krieg sind gängige Mittel
auch der deutschen Außenpolitik und führen dazu, dass Menschen überhaupt
erst die Flucht ergreifen müssen.

Die Politik der Rechten

Alle rechten Gruppen lenken von diesen realen Tatsachen ab. Ihre Lösung ist,
einfache Feindbilder  zu schaffen,  denen die  Probleme angelastet  werden
können. So sieht ihre jämmerliche Analyse den Islam oder die Zuwanderung
als Hauptprobleme der deutschen Gesellschaft. Es scheint ihnen einfacher
und erfolgversprechender gegen Schwächere zu Felde zu ziehen, als gegen
die Chefs, den Staat und das gesamte Wirtschaftssystem des Kapitalismus.
Die  Grenzen  werden  so  zwischen  den  Geschlechtern,  den  Völkern,  der



sexuellen Orientierung oder der Religion gezogen. Hier soll nochmal ganz
besonders  auf  das  sexistische  Weltbild  aufmerksam  gemacht  werden,
welches allen rechten Kräften gemein ist. Den Platz der Frau sehen sie bei
der Besorgung des Haushalts und der Kindererziehung. Das erzeugt eine
starke Abhängigkeit der Frau zu ihrem Mann und ist sicherlich die Basis der
massiven Frauenunterdrückung in unserer Gesellschaft. Dem stellen wir eine
umfassende  Emanzipation  gegenüber,  die  die  Vereinfachung  des
Scheidungsvorgangs, die Selbstbestimmung über den eigenen Körper, das
Recht auf gleichen Lohn, kostenlose Kitaplätze und öffentliche Speisung mit
einschließt. Wir müssen Sexismus in Wort und Tat entgegentreten, um die
Stellung der Frau zu heben und in einer sozialistischen Gesellschaft letztlich
zu einer kompletten Gleichberechtigung der Geschlechter zu kommen.

Rassismus nützt den Kapitalisten

Die Rechten ziehen falsche Grenzen zwischen den Menschen und begreifen
nicht,  dass  es  auch  innerhalb  ihres  Landes  eine  Ausbeutung  der
Lohnabhängigen  gibt  und  dass  diese  gerade  durch  ihre  nationale
Kapitalistenklasse  betrieben  wird.  Die  Spaltung  der  Gesellschaft  in
wirtschaftliche  Klassen  wird  systematisch  verschleiert,  die  Solidarität
innerhalb  der  Arbeiter_innenklasse  untergraben  und  stattdessen  ein
nationaler oder rassischer Zusammenhalt geschaffen. Sie sind damit willige
Diener_innen  der  herrschenden  Klasse  und  ihrer  Politik,  für  die
internationale Solidarität der Lohnabhängigen eine Gefahr ist. Wie richtig
das ist, beweist, dass laufend verschärfte Asylgesetze verabschiedet werden
und  Politiker_innen  und  Medien  gegen  wirtschaftlich  Benachteiligte,
Flüchtlinge,  den Islam oder Linke hetzen und so den Rassist_innen eine
Steilvorlage für ihre Ansichten geben. Die etablierte Politik verwaltet doch
direkt  den  Imperialismus  der  Banken  und  Großkonzerne,  deren
Profitinteressen  uns  als  Ausgebeuteten  auf  der  ganzen  Welt  gegenüber
stehen.

Die  jetzige  rassistische  Welle  drückt  vor  allem  die  Interessen  des



Kleinbürgertums und der mittelständischen Kapitalist_innen aus. Sie fühlen
sich  durch  Merkels  Europapolitik,  in  welcher  sie  die  Interessen  des
Großkapitals verteidigt,  nicht mehr repräsentiert.  Einem geeinten Europa
unter  deutscher  Führung  (und  damit  auch  einer  einheitlichen
Flüchtlingspolitik)  setzen  sie  nationale  Abschottung  entgegen.  Ihre
Massenbasis  gewinnen  rechte  Parteien  aber  auch  aus  den  reaktionären
Schichten des Prekariats.

Gemeinsam gegen Spaltung!

Um gegen die scheinbare Übermacht der Klasse der Kapitalist_innen eine
revolutionäre Umgestaltung der Gesellschaft durchzusetzen, brauchen wir
unsere gemeinsame Kraft.  Unser Ziel  ist  die Einheit der Jugend und der
lohnabhängigen  Bevölkerung.  Wir  müssen  aktiv  werden  gegen  rechte
Propaganda,  Abschiebungen,  Angriffe  auf  die  Lohnabhängigen und deren
Rechte. Dafür muss eine breites Bewusstsein für den Rassismus geschaffen
werden.  Praktische  Schlüsse  daraus  sind  anti faschist ische
Verteidigungskomitees, Selbstorganisation in der Schule und den Betrieben,
Demonstrationen, Kundgebungen und Streiks. Sie sind Kampfmittel gegen
d i e  R e c h t e n  u n d  k ö n n e n  A n s ä t z e  e i n e r  n e u e n ,  a l l e
Unterdrückungsverhältnisse  abschaffenden,  Gesellschaft  sein.

Fulda:  Politischer  Bericht  zur
AfD-Veranstaltung
Am vergangenem Montag haben der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) in
Zusammenarbeit mit dem Förderverein Kultur und Umweltbildung zu einer
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Veranstal tung  mit  dem  Tite l  „Wohin  geht  d ie  AfD?  Von  der
„Professorenpartei“ zur „NPD light““ eingeladen. Das Podium bestand aus
Kerstin  Köditz  (LINKE),  Ralf  Zwengel  (Grüne),  Birgit  Kömpel  (SPD)  und
Volkmar Wölk  („Rechtsextremismus-Experte“).  Die  Veranstaltung war  mit
über 50 Teilnehmer_Innen sehr gut besucht.

Wir finden es sehr gut wenn Menschen darüber diskutieren, wie man mit der
AfD umgehen sollte und woher sie eigentlich kommt. Deshalb haben auch wir
an der Veranstaltung teilgenommen. Hiermit  haben wir einen politischen
Bericht  geschrieben  mit  Statements  zu  verschiedenen  Fragen  die  offen
geblieben sind, es aber wert sind beantwortet zu werden.

Fixierung auf Wahlen

Nachdem anfangs kurz auf den Charakter der AfD eingegangen wurde und
sich alle einig waren, dass die AfD eine rechte Partei ist mit der man nicht
Zusammenarbeiten  soll,  ging  es  in  der  Debatte  mehr  um  den  lokalen
Wahlkampf und wer mit wem im Stadtparlament eine Mehrheit bilden kann
bzw. will. Das ist unserer Meinung nach ein Ausdruck von einer Fixierung auf
Wahlen und der fehlenden Erkenntnis, dass man die AfD nicht „wegwählen“
kann. Um die AfD effektiv zu bekämpfen muss ihre Organisierung unmöglich
gemacht  werden.  Man  muss  ihre  Demonstrationen  blockieren,  ihre
Ortsgruppentreffen  stören  und  ihrer  Propaganda  keinen  Platz  in  der
Gesellschaft  geben.  Was  wir  brauchen  ist  eine  bundesweit  vernetzte
Bewegung  aller  linker  Gruppen  gegen  Rassismus!

Mit der Polizei gegen Faschist_Innen?

Es ging später wieder mehr darum wie man mit der AfD umgehen solle.
Nachdem Birgit Kömpel (SPD) der Meinung war, dass gegen die AfD mehr
Polizei und wieder mehr Respekt vor diesem Organ nötig sei, erntete sie
zurecht  Kritik  von  Kerstin  Köditz,  die  kurz  über  die  Situation  in  ihrer
Heimatstadt Leipzig berichtete und die reaktionäre Rolle der Polizei sehr gut
aufzeigte.  Dort  arbeitet  die  Polizei  relativ  offen  mit  LEGIDA,  dem noch
rechteren,  offen  faschistischen  Leipziger  PEGIDA-Ableger,  und  der  NPD



zusammen.  Mit  staatlichen  Organen  lässt  sich  der  Faschismus  nicht
zerschlagen, da beide letztlich die herrschenden Eigentumsverhältnisse des
K a p i t a l i s m u s  v e r t e i d i g e n .  S t a t t d e s s e n  b r a u c h t  e s
Selbstverteidigungsstrukturen  gegen  faschistische  Angriffe  wie  zuletzt  in
Leipzig, wo 200 Faschos ein alternatives Viertel angegriffen haben. Bericht
dazu: http://www.onesolutionrevolution.de/?p=6807

In dieser Diskussion wurde die SA von dem Rechtextremismus-Experte Wölk
als „proletarisch“ bezeichnet, was von unsere Seite mit Buh-Rufen und „Die
SA war kleinbürgerlich“ beantwortet wurde.

Verständnis von Rassismus

Trotz der richtigen Kritik an der der AfD, hatten die Menschen auf dem
Podium  kein  sehr  gutes  Verständnis  von  Rassismus.  Nachdem  ein
Redebeitrag darauf hinwies, dass es schon seit 2001 einen immer stärker
werdenden  antimuslimischen  Rassismus  gibt,  fragt  ein  REVOLUTION-
Genosse ob Rassismus nicht älter als die AfD und auch 9/11 ist und wo sein
Ursprung  zu  f inden  i s t .  W i r  denken ,  dass  Rass i smus  e in
Spaltungsmechanismus  ist  um  die  unteren  Gesellschaftsschichten
verschiedener Länder gegeneinander auszuspielen (Divide et impera). Das
nutzt einzig und alleine den Herrschenden, die ein objektives Interesse daran
haben  um  die  Unterschiede  zwischen  arm  und  Reich  zu  verwischen.
Rassismus wird nicht nur von AfD und NPD sondern von allen bürgerlichen
Parteien  und  Medien  mit  ihrer  „Das  Boot  ist  voll“  Rhetorik  geschürt.
Mittlerweile sogar von Teilen der Linkspartei. So wird der Nährboden für den
Rassismus  von  AfD,  PEGIDA und  Co  erst  geschaffen.  Der  Kampf  gegen
Rassismus muss deshalb auch mit dem Kampf gegen soziale Ungleicheit und
dem Kapitalismus als  Ganzes  verbunden werden um ihn erfolgreich und
endgültig zu beseitigen.

Aufkommen der AfD

Auch zur Frage wie die AfD aufgekommen ist, würden wir gerne noch ein,
zwei Dinge ergänzen. Es wurde richtig analysiert,  dass die AfD sich aus



unzufriedenen Schichten der CDU und FDP zusammensetzt und die Basis der
Partei  nicht  irgendwelche  Rechten,  sondern  „Ex-CDU-Wähler  mit  einem
Nettoeinkommen von 300.000 aufwärts“  sind.  Leider wurde nicht  erklärt
wieso sie sich abgespalten haben. Im Zuge der historischen Wirtschaftskrise
2007/2008  musste  sich  das  deutsche  Großkapital  irgendwie  vor  den
Auswirkungen schützen. Nachdem man mit der Agenda 2010 schon einen
massiven Angriff gegen die Arbeiter_Innenklasse gefahren hat, ernte man
nun  die  Früchte  davon.  Das  Großkapital  war  sicher,  aber  einzelne
Kapitalfraktionen,  die  stark  unter  der  Krise  litten,  waren  unzufrieden.
Während  das  Großkapital  in  Deutschland  sehr  exportorientiert  ist
(Automobilindustrie),  sind diese kleineren Kapitalfraktionen stark auf  den
deutschen Markt orientiert, der durch die allgemeine Reallohnsenkung nicht
mehr die  alte  Stärke hat.  Ende 2012,  als  immer klarer  wurde,  dass  die
Versprechungen der CDU nicht hinhauen, spalteten sich diese Fraktion dann
von der CDU ab und gründeten mit der AfD eine Partei, die ihr Interesse
vertreten  sollte.  Der  Stempel  „Euro-kritisch“  führte  dazu,  dass  das
Kleinbürgertum, eine Zwischenklasse, und reaktionäre Arbeiter_Innen, die
Angst vor einen sozialen Abstieg haben bzw. diesen erlebt haben, sich der
AfD annäherte und zu seiner reaktionären Basis wurde. Wahlplakat wie „Wir
sind nicht das Weltsozialamt“ oder „Einwanderung braucht klare Regeln“
waren kein Zufall, sondern wurden aktiv befördert. Auch von Lucke.

Perspektive

Allen anwesende war klar, dass irgendwas gegen die AfD gemacht werden
muss und sie waren durchaus gewillt sich dagegen zu organisieren.

Es bringt leider nicht viel, wenn jede Organisation oder Einzelperson etwas
alleine  gegen die  AfD macht.  Eine  gemeinsame Organisation  kommt auf
Grund der tiefgehenden politischen Differenzen nicht  in  Frage,  aber das
heißt nicht dass man keine gemeinsamen Aktionen durchführen kann. Es
braucht ein gemeinsames Bündnis mit demokratischen Strukturen in dem
man offen und frei darüber diskutieren kann, was man gegen die AfD macht
und dies dann in konkrete Aktionen umsetzt.



Deshalb haben die Organisatoren der Veranstaltung dazu aufgerufen sich am
an dem darauf folgenden Bündnis-/Netzwerktreffen zu beteiligen, was auch
bedeutete mit den undemokratischen Strukturen von dem Verein/ Bündnis
um Andreas Goerke zu brechen.

Das finden wir sehr richtig und haben uns deshalb auch an dem folgenden
Treffen beteiligt, welches aber einen eigenen Bericht wert ist.

Das  nächste  Bündnistreffen  findet  am  15.  Februar  um  19  Uhr  in  den
Räumlichkeiten des DGB statt.

VON BEN ZIMMER

Strategiekonferenz von Dresden
Nazifrei dreht sich im Kreis
REVOLUTION Dresden

Am vergangenen Freitag und Samstag, den 15./16. Januar 2016, trafen sich
rund 150 Aktivist_innen in Dresden auf Initiative von „Dresden Nazifrei“. Zur
stattfindenden Strategiekonferenz hatten neben der Linkspartei, ver.di, der
Gewerkschaftsjugend von IG Metall, GEW und DGB sowie der linksjugend
auch  die  Grünen  samt  ihrer  Hochschulgruppe  und  unterschiedliche
Stiftungen  –  darunter  auch  die  Rosa-Luxemburg-Stiftung  –  eingeladen.
Obwohl viele Jugendorganisationen die Konferenz mit unterstützten, war die
Teilnahme  doch  eher  von  älteren  Menschen  geprägt.  Die  jüngsten
Teilnehmer_innen  waren  großteils  Student_innen  und  von  einer  großen
Anzahl  an  Schüler_innen  oder  gar  gewerkschaftlich  organisierten
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Arbeiter_innen  fehlte  jegliche  Spur.

Die gesamte Gestaltung der Strategiekonferenz lief von vornherein auch eher
darauf hinaus, viele unterschiedliche Themen so breit und unverbindlich wie
nur  möglich  zu  debattieren.  Dies  wurde  nicht  nur  in  den  einzelnen
Tagesordnungspunkten deutlich, sondern auch in den zusammenfassenden
Plenarversammlungen  und  der  Tatsache,  dass  von  Beginn  an  kein
weiterführender Plan zur Diskussion stand. Vielmehr wurde peinlichst genau
darauf geachtet, auf praktische Vorschläge und konkrete Perspektiven für
den Aufbau einer Bewegung gegen PEGIDA zu verzichten. Der Grund hierfür
ist sehr einfach.

Es  herrscht  anscheinend  die  Ansicht  vor,  dass  ein  so  breit  aufgebautes
Bündnis wie „Dresden Nazifrei“ nur überleben könne, wenn es Themen oder
verbindliche  Absprachen  umgeht  und  offene  Konflikte  zwischen  den
einzelnen Bündnispartner_innen unter den Tisch gekehrt werden. Deutlich
zeigte sich dies, als von einzelnen Seiten (darunter auch uns) öffentliche
Kritik  in  den  Plenardebatten  an  der  fehlenden  Mobilisierung  der
Gewerkschaften gegen PEGIDA geübt wurde. Der Organisationskreis sowie
auch dessen radikale Teile waren schnell dabei, ihre Bündnispartner_innen in
Schutz  zu  nehmen,  würden  diese  Organisationen  mit  ihren  finanziellen
Mitteln doch gerade erst eine solche Strategiekonferenz ermöglichen. Die
linksradikalen Menschen von Dresden Nazifrei beißen somit die Hand nicht,
die sie füttert. Mit prinzipienfester Politik und Freiheit der Kritik hat das
aber nicht viel zu tun.

Es wurden somit über zwei Tage hinweg über Themen von „PEGIDA – eine
ethnologische Analyse“, „Presse – Pegida – Proteste. Analysen, Kritik und
Vorschläge  zum Sprachgebrauch“,  bis  hin  zu  „Wöchentlicher  Protest  vs.
punktuelle Großdemos“ oder „Radikale Linke vs. bürgerlicher Protest gegen
Rechts“ diskutiert. Die meisten Lesungen und Workshops machten eher den
Anschein einer wissenschaftlichen Versammlung als einer aktionsorientierten
Konferenz,  welche  sich  über  praktische  Schritte  im  Kampf  gegen  die
aufkommende rassistische Gefahr verständigen sollte. Zwar ist es wichtig,



sich über das zu unterhalten, was hinter PEGIDA steckt, welchen Charakter
PEGIDA besitzt sowie wie das Ausbleiben einer großen Gegenmobilisierung
überwunden werden kann. Jedoch sollten hierbei immer ein gemeinsamer
Aktionsplan und praktische Perspektiven im Vordergrund stehen. Dies führt
dazu, dass Menschen motiviert und mit einem bestimmten Ziel aus solch
einer Konferenz nach Hause fahren, um informiert und mit neuem Wissen in
ihren Städten Politik vorantreiben zu können.

Was  wäre  jedoch  unserer  Meinung  nach
notwendig  gewesen?

Unserer  Meinung  nach  wäre  es  nötig  gewesen,  im  Rahmen  einer
Aktionskonferenz  den  Fokus  darauf  zu  legen,  was  unsere  unmittelbaren
nächsten Schritte gegen die rassistische Bewegung darstellen müssten. Der
Fokus einer solchen Konferenz hätte nicht so sehr darauf gelegen, wie die
unterschiedlichen Teile PEGIDA analysieren, sondern mehr darauf, was die
Vorstellungen der praktischen Schritte sind und wer für das erreichen dieser
Ziele  noch  dazu  gewonnen werden muss.  Hier  hätte  sich  die  Konferenz
kritisch  und  beschlussorientiert  mit  folgenden  Fragen  auseinandersetzen
müssen:  Wollen  wir  ein  breites,  klassenübergreifendes  Bündnis  oder  ein
Bündnis der Arbeiter_Innenorganisationen, der Migrant_innenorganisationen
und  linken  Organisationen  –  also  eine  Einheitsfront  –  aufbauen?  Wie
mobilisieren wir für unsere Proteste und ermöglichen anhaltende Arbeit? An
welcher Perspektive soll sich eine kontinuierliche Arbeit orientieren?

Diese Fragen haben wir von REVOLUTION versucht, anhand des Beispiels
des geplanten Schulstreiks am 28. April 2016 in die Konferenz zu tragen. Wir
haben einerseits das Diskussionspapier von „Jugend gegen Rassismus“ als
Flyer verteilt, in unterschiedlichen Redebeiträgen auf das Jugendbündnis und
den  geplanten  Schulstreik  am  28.  April  2016  hingewiesen  und  die
anwesenden Aktivist_innen und Gruppierungen zur Mitarbeit aufgefordert.
Leider konnte sich die Strategiekonferenz als Ganzes an diesem Wochenende
nicht  dazu  entschließen,  den  Vorschlag  zu  unterstützen.  Es  wurde  sich
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jedoch positiv von Seiten der SAV darauf bezogen sowie von Einzelpersonen
Interesse angemeldet.

„Jugend gegen Rassismus“ stellt unserer Meinung nach ein gutes Beispiel
dar, Antworten auf die oben angesprochenen Fragen zu finden. Die Aktion
des Schulstreiks, organisiert durch aktive Basiskomitees an Schule, Uni und
im  Ausbildungsbetrieb,  hat  die  Möglichkeit,  nicht  nur  mehrere  tausend
Menschen gegen PEGIDA und Co auf die Straße zu bringen. Diese Aktion
kann  auch  dazu  benutzt  werden,  um  durch  Basiskomitees  in  den
Bildungseinrichtungen, politische Themen in den Lebensmittelpunkt vieler
Menschen  zu  tragen  und  durch  den  Aufbau  langfristiger  Strukturen  die
Möglichkeit  geben,  sich  im  alltäglichen  Leben  mit  Auswirkungen  des
wachsenden  Rassismus  zu  beschäftigen  und  dagegen  Aktionen
durchzuführen.  Die  Idee  des  Schulstreiks  beantwortet  somit  die  beiden
zentralen Fragen, welche auf der Strategiekonferenz von Dresden Nazifrei
hätten  diskutiert  werden  sollen:  „Welche  Aktion  wollen  wir?“,  „Wie
mobilisieren  wir?“  und  „Wie  bilden  wir  eine  antirassistische  Bewegung?“

Imperialistische  Blockbildung  –
Zeiten verschärfter Spannungen
VON HENRY SCHMIDT

Die  internationalen  Auseinandersetzungen  um  Syrien,  die  weltweite
militärische Aufrüstung, die seit 2008 wütende, globale Krise, der Rauswurf
Russlands  aus  den  G8  und  der  Konflikt  in  der  Ukraine:  All  diese
Geschehnisse passieren nicht zufällig und unabhängig voneinander, sondern
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sind Beispiele für zunehmende innerimperialistische Spannungen. Wie und
warum das passiert – das wollen wir hier erklären.

Imperialismus  und  Blockbildung  –  Was  ist
das?

Nach Lenins Imperialismustheorie ist das höchste Stadium des Kapitalismus
der  Imperialismus.  Gekennzeichnet  ist  diese  Phase  erstens  von  einer
Konzentration  der  übergroßen  Mehrheit  der  Produktion  in  die  Hände
weniger  Konzerne,  von  Monopolen,  die  das  Wirtschaftsleben  damit
entscheidend bestimmen. Ein zweites Merkmal ist die Verschmelzung von
Bankkapital  mit  der  Industrie.  Dies  geschieht  durch  Kreditvergabe  der
Banken  oder  auch  Fonds  an  die  Industrie,  was  eine  gegenseitige
Abhängigkeit unter Dominanz der Kreditvergeber herstellt. Drittens ist der
Imperialismus durch massiven Kapitalexport gekennzeichnet. Das heißt, es
wird  mehr  Kapital  in  Geldform  in  der  Welt  investiert,  als  Waren  (z.B.
Maschinen) exportiert werden. Viertens existieren Monopole in Form von
international tätigen Konzernen, die den Weltmarkt unter sich aufteilen und
dominieren. Zudem ist die Aufteilung der Welt in Einflusssphären unter den
imperialistischen  Mächten  abgeschlossen.  Dies  ist  das  fünfte  und  letzte
Merkmal. Alle diese Bedingungen sind heute global betrachtet gegeben.

Mit  diesen  Merkmalen  des  Imperialismus  im  Hinterkopf  ist  wichtig  zu
erwähnen, dass der Imperialismus ein Weltsystem ist. So kann beispielsweise
Russland, trotz seiner wirtschaftlichen Schwierigkeiten, vor allem durch sein
riesiges  Militär  bei  globalen  Fragen  ein  Wort  mitreden.  Obwohl  es  das
schwächste  Glied  in  der  imperialistischen Kette  darstellt,  ermöglicht  der
Imperialismus  als  Weltsystem  Russland  es  immer  noch,  eine  Rolle  als
Imperialist zu spielen. Dies zeigen die momentanen Ereignisse in Syrien und
der schon länger anhaltende Konflikt in der Ukraine.

Je  mehr  die  Welt  aufgeteilt  ist  und  je  weniger  Möglichkeiten  bestehen,
profitbringend zu investieren, desto größer wird die Konkurrenz zwischen



den imperialistischen Staaten – der Kampf um die Neuaufteilung der Welt
beginnt.  Die  noch  immer  anhaltende  Krise  von  2008  führt  zu  einer
Verschärfung dieser Konkurrenz. Viele Unternehmen gingen Pleite, andere
versuchten ihre Profite und Existenz durch noch aggressivere Expansion zu
retten.

Das  oben  erwähnte  Finanzkapital,  also  die  Verbindung  von  Bank–  und
Industriekapital ist tausendfach mit dem Staatsapparat verbunden (betrachte
dazu auch den Artikel zur Siko in der Zeitung, Anm. d. Red.). Folglich stellt
der Staat mit Diplomatie, Armee, usw. ein Instrument für die herrschende
Klasse im Kampf um Absatzmärkte, Rohstoffquellen oder günstige Standorte
für den Kapitalexport dar und dient somit dem Durchsetzen der Interessen
der Monopolkapitale und Großkonzerne.

Diese  Staaten  werden  durch  die  Interessen  ihrer  Kapitalgruppe  in
imperialistisch  dominierte  Blöcke  gedrängt,  auch  wenn  durchaus
widersprüchliche Interessen innerhalb dieser Blöcke vorhanden sein können.
Diese  Blöcke  sind  jedoch  Mittel,  um  ihre  Interessen  auf  Kosten  der
Halbkolonien, der Lohnabhängigen und anderen Imperialisten bzw. Blöcken
abzusichern. Die beteiligten Staaten verfolgen eine abgestimmte Außen- und
Wirtschaftspolitik.  Mittel  zu  deren  Durchsetzung  sind  Diplomatie,  auf
Grundlage  von  wirtschaftlichem  oder  militärischem  Druck.  Krieg  spielt
hierbei ebenfalls ein Rolle, welche die Fortführung der Politik mit anderen
Mitteln ist.

Widersprüche innerhalb dieser Blöcke

In letzter Instanz ist der Kapitalismus jedoch nationalstaatlich organisiert.
Verschiedene  Nationalstaaten  stehen  in  unerbittlicher  Konkurrenz
zueinander.  Die  Blockbildung  ist  lediglich  ein  temporäres,  strategisches
Bündnis zur Umsetzung der eigenen Interessen. So hat zum Beispiel Italien
unmittelbar vor dem Ersten Weltkrieg den Block der Mittelmächte verlassen,
um  auf  Kosten  Österreich-Ungarns  seinen  Einfluss  in  Kerneuropa



auszubauen. Die USA hat vor dem Zweiten Weltkrieg lange überlegt, auf
welche Seite sie in den Krieg eintreten sollte, was zeigt, wie beliebig Blöcke
gebildet und aufgelöst werden.

Auch die EU ist ein brüchiges Gebilde. Das mögliche Scheitern des Euros, die
Konkurrenz  zwischen den  Führungsmächten  Deutschland und Frankreich
und deren Unterdrückung der ärmeren EU-Länder stellen die europäische
Integration innerhalb des Kapitalismus infrage.
Im Ukraine Konflikt zeigt sich außerdem auch, wie geschickt die USA mit
dem Anheizen des Krieges die EU und Russland gegeneinander ausspielt.
Einerseits, um eine stärke Rolle der EU in Osteuropa zu unterbinden und
andererseits, die Zusammenarbeit beider Mächte zu untergraben.

Folgen der Zuspitzung

Die  Widersprüche  zwischen den  konkurrierenden Nationen treten  immer
offener zu Tage.  Um deren Außenpolitik  durchzusetzen,  wird deshalb zu
einer  massiven  Aufrüstung  gegriffen.  Die  massive  Werbeoffensive  der
Bundeswehr  oder  die  Debatte  um  schlechte  Ausrüstung  in  Deutschland
beweisen dies und müssen unter diesem Gesichtspunkt betrachtet werden.
Deutschland  will  seine  relativ  schwachen  Interventionsmöglichkeiten
verbessern  und  die  eigene  Bevölkerung  auf  Kriegskurs  bringen.

Auch Japan bemüht sich per Gesetzt die Anti-Kriegshaltung aus der Zeit nach
dem Zweiten  Weltkrieg  immer  weiter  aufzuweichen,  um einer  größeren
militärischen Aggression den Weg zu ebnen und sich gegen China in Stellung
zu bringen. Aber auch die Forderung der USA endlich die Richtlinie der
NATO – ein Militäretats von 2% des BIPs – einzuhalten oder die Erhöhung
der Militärausgaben in den meisten Ländern in den letzten 10 Jahren sind
direkte Auswirkungen sowie Anzeichen der verstärkten Konkurrenz.

Um Macht  zu  demonstrieren  und  für  den  Ernstfall  vorbereitet  zu  sein,
werden  Manöver  durchgeführt  und  Truppen  in  Grenznähe  des  Gegners



verlegt, wie es die NATO in letzter Zeit immer wieder in Osteuropa tut. Das
Zentrum des Weltgeschehens verschiebt  sich jedoch immer mehr in  den
Pazifikraum. Dort ringen vor allem China auf der einen und Japan und die
USA auf der anderen Seite um Einfluss. Das drückt sich z.B. in dem Streit
zwischen Japan und China um zwei kleine Inseln, in deren Nähe Öl vermutet
wird, aus und gibt den USA einen guten Grund die Verlegung großer Teile
der US-Marine in den Pazifikraum anzuordnen. Es muss an dieser Stelle
betont werden, dass die beiden größten Pole auf der Welt zwar die USA und
China sind, an die sich andere Staaten anbiedern oder von ihnen dominiert
werden. Das heißt aber nicht, dass ein möglicher dritter Weltkrieg zwischen
den beiden größten Konkurrenten ausbricht. Wahrscheinlicher ist vielmehr,
dass  ein  absteigender  Imperialist  wie  Japan  sein  Abstieg  mit  größerer
militärischer Aggression aufzuhalten versucht.

Wir sprechen von einem möglichen dritten Weltkrieg, weil  die objektiven
Bedingungen denen vor dem Ersten Weltkrieg ähneln. Alte imperialistische
Mächte führen einen erbitterten Kampf gegeneinander sowie gegen neue
Emporkömmlinge. Die Neuaufteilung der Welt ist im vollen Gange. Vor allem
China versucht sich gegenüber den USA Raum zu verschaffen. Das Ablösen
des  US-Dollars  als  Weltwährung  ist  nur  ein  Indikator  dafür.  Diese
Entwicklung führt wie damals vor dem großen Sturm zu einer Reihe von
lokalen Krisen, die an Dichte und Intensität immer mehr zunehmen. Der
Inselstreit im Pazifik, die Stellvertreterkriege wie in Irak, Syrien oder der
Ukraine sind Krisen, die mit dem Balkankriegen oder der Marokkokrise vor
1914 vergleichbar sind. Ist die Aufteilung der Welt abgeschlossen, geraten
die  verschiedenen  Mächte  und  Blöcke  direkt  aneinander,  sodass  eine
Verschiebung der Macht nur noch mit der Mobilisierung aller Kräfte in einem
großen Krieg zu erreichen ist, bis eine Seite seine Ressourcen erschöpft hat
oder von ihrer eigenen Bevölkerung fallen gelassen wird.

Genau da ist unser Ansatz: In einem imperialistischen Krieg wollen wir die
Niederlage  der  Imperialist_Innen  des  jeweiligen  Landes  durch  die
Massenaktion und Revolution der Arbeiter_Innenklasse erreichen. Wie schon
Karl Liebknecht im Ersten Weltkrieg erheben wir heute die Parole:  „Der



Hauptfeind steht im eigenen Land!“

Frauen und Krise – Rollback in
Südeuropa
VON NINA AWARIE

Dass  die  Arbeiter_Innenklasse  in  den  südeuropäischen  Ländern  wie
Griechenland,  Spanien  oder  Portugal  von  der  Krise  und  diversen
Sparmaßnahmen gebeutelt ist, wird wohl so gut wie jedem klar sein. Allein
die  Arbeitslosenstatistiken,  wie  beispielsweise  eine  Jugendarbeitslosigkeit
von 47,9% in Griechenland, 47,7% in Spanien, 39,8% in Italien oder 31,8% in

Portugal1 im Jahre 2015, sprechen deutlich für sich. Neben der Verarmung
der Jugend wirkt sich die Krise aber auch vor allem auf die proletarischen
Frauen aus, die immer mehr verarmen, da sie aufgrund einer sogenannten
Rollbackpolitik  aus  den  Arbeitsverhältnissen  zurückgedrängt  werden  und
unter einem konservativen Rollenbild leiden.

Die bereits erwähnte unfassbar hohe Jugendarbeitslosigkeit in Griechenland
betrifft  vor allem weibliche Jugendliche. So hatten 2013 65% der jungen
Griechinnen  keine  Arbeit,  während  gleichzeitig,  laut  dem  Athener

Bürgermeister, die Zahl der Sexarbeiterinnen um 150% anstieg2. Auch hier
ist  auffällig,  dass die größte Altersgruppe,  welche in die Sexarbeit  geht,

weibliche Jugendliche zwischen 17 und 20 Jahren sind3. Eine Statistik, die die
Verzweiflung  und  Alternativlosigkeit  der  jungen  Arbeiterinnen  deutlich
macht.
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Aber nicht nur in Griechenland sind Frauen von der Krisenpolitik betroffen.
Auch  in  Spanien  kommt es  derzeit  zu  einem reaktionären  Rollback  und
Angriffen  seitens  der  Politik  auf  Errungenschaften  der  Frauenbewegung.
Zwar  wurde  der  Gesetzentwurf,  des  inzwischen  zurückgetretenen
Justizminister  Ruiz-Gallardón,  welcher  quasi  ein  komplettes  Verbot  von
Schwangerschaftsabbrüchen, außer in Fällen von Vergewaltigung oder einer
Gesundheitsgefährdung der  angehenden Mutter,  einführen  wollte,  in  der
ursprünglichen Form gekippt, allerdings gibt es eine deutliche Verschärfung
für minderjährige Frauen. Diese dürfen einen Schwangerschaftsabbruch nun
nur noch mit dem Einverständnis der Eltern durchführen lassen, und das
auch  nur  in  den  ersten  14  Wochen  der  Schwangerschaft.  Dies  ist  ein
massiver Eingriff in das Selbstbestimmungsrecht über den eigenen Körper,
der aussagt, dass minderjährige, weibliche Jugendliche kein Recht hätten,
über  ihre  eigene Fruchtbarkeit  zu  bestimmen.  Zudem ist  es  nur  schwer
einzuschätzen,  ob  Ministerpräsident  Rajoy  bei  einem  Wahlerfolg  der
konservativen Partido Popular nicht doch dieses frauenfeindliche Gesetz in
Kraft  treten  lässt,  hat  er  doch  schließlich  die  Reform  nicht  etwa  aus
persönlicher Überzeugung zurückgenommen, sondern auf Grund des Drucks
der Massenproteste.

Zusätzlich dazu sind gerade in Spanien die Lebensverhältnisse von Frauen
mit  Kindern  sehr  prekär.  Viele  Familien  können  sich  die  hohen  Kita-
Gebühren von durchschnittlich 200-400 Euro, bei Kitas mit privatem Träger
oftmals sogar noch mehr, schlicht und einfach nicht mehr leisten. Daraus
folgt,  dass viele Frauen ihren Job,  falls  sie noch Arbeit  haben,  aufgeben
müssen, um ihre Kinder zu Hause zu betreuen, da sie neben dem schon
existierenden Bild der Hausfrau, die sind, die im Schnitt weniger als der
Mann  verdienen.  Das  hat  zur  Folge,  dass,  neben  der  sowieso  schon
vorhandenen  Massenarbeitslosigkeit,  46%  der  Frauen  in  Spanien  keiner

Lohnarbeit nachgehen können4. Das lächerliche „Kindergeld“ von 25 Euro im
Monat für besonders arme Familien bringt da auch nichts.



Alles Zufall?

Dies alles ist keine zufällige Entwicklung, sondern das Resultat, der für den
Kapitalismus notwendigen Trennung von Produktion und Reproduktion. Für
die  Verwaltung der  Krise  und die  Abwälzung derer  auf  den Rücken der
Lohnabhängigen, ist es für das Kapital wichtig, die Frauen wieder vermehrt
in die Reproduktionsrolle, also die der unentgeltlich arbeitenden Hausfrau
und  Mutter,  zurückzudrängen.  So  kann  das  Kapital  auf  kostenlos
reproduzierende Arbeitskraft zurückgreifen und der Staat Einsparungen an
den  Ansätzen  vergesellschafteter  Reproduktionsarbeit,  wie  beispielsweise
Kitas,  durchführen.  So  lange  es  wirtschaftlich  einigermaßen  gut  läuft,
werden  Frauen,  wenn  auch  für  eine  niedrigere  Bezahlung,  in  den
Produktionsprozess integriert. Sobald das System jedoch in eine Krise gerät,
Kapital vernichtet wird und die Arbeitsplätze rar werden, sind es zuerst die
Frauen,  welche  ihre  Jobs  verlieren  oder  ihre  Arbeitskraft  zu  noch
schlechteren  Bedingungen  verkaufen  müssen.

Den ideologischen Überbau für  diese  Unterdrückung bilden konservative
Ideologen, wie beispielsweise Vertreter_Innen der Kirchen, welche Frauen
dann  wieder  auf  ihre  angeblich  „natürliche“  oder  „gottgewollte“  Rolle
beschränken.  Das zeigt  wieder einmal,  was für  einen Rattenschwanz die
kapitalistische Krise hinter sich herzieht. Das Gesicht der Armut und der
Prekarisierung  ist  nämlich  oftmals  weiblich.  Die  Verdrängung  aus  der
Produktion  bzw.  in  schlecht  bezahlte  Teilzeit-  und  Minijobs,  wie  es
beispielsweise  in  Deutschland  der  Fall  ist,  ist  eine  Frage,  die  stetig
aufgeworfen werden muss. Klar muss sein, dass die sozialen und sexistischen
Angriffe auf Frauen nicht losgelöst von der Systemfrage bekämpft werden
können.  Deswegen  stellen  wir  die  Forderung  nach  einer  proletarischen
Frauenbewegung auf, die zusammen mit den Arbeitern international für das
Selbstbestimmungsrecht  über  den  eigenen  Körper,  die  demokratisch
geplante Vergesellschaftung von Hausarbeit, die des gleichen Lohnes und
gegen jede sexistische Diskriminierung kämpft!



[http://de.statista.com/statistik/daten/studie/74795/umfrage/jugendar1.
beitslosigkeit-in-europa/]↩

[https://netzfrauen.org/2013/03/14/die-neue-armut-in-griechenland-ha2.
t-ein-weibliches-gesicht/#comments]↩

[http://www.independent.co.uk/life-style/love-sex/young-women-sellin3.
g-sex-for-the-price-of-a-sandwich-in-greece-a6751061.html]↩

[http://www.spanienlive.com/index.php/Kindergarten/spanien-kinderg4.
arten-kitas-kosten-kindergeld-kinderbetreuung]↩

Solidemo  in  Stuttgart:  Support
Rojava!
REVO Stuttgart

Am 05.12.15 fand in Stuttgart eine Demonstration in Solidarität mit dem
revolutionärem Kampf in Rojava unter dem Motto „Support Rojava – Stoppt
den  Kriegseinsatz  der  Bundeswehr,  Solidarität  mit  den  fortschrittlichen
Kräften  in  Rojava“  statt.  Bei  dieser  Demonstration  waren  ca.  300
Genoss_innen überwiegend aus der linken Szene in Stuttgart und Region
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beteiligt, darunter auch wir von REVOLUTION Stuttgart.

Organisiert  wurde die Demo von einem Bündnis,  das sich im Vorfeld zu
dieser  Demo  zusammengefunden  hatte.  Nach  kurzer  Sammlung  am
Demoauftaktpunkt  in  der  Lautenschlagerstraße am Hauptbahnhof  gab es
einen  kurzen  Redebeitrag  vom  Lautsprecherwagen  des  Offenen  Treffen
gegen  Krieg  und  Militarisierung  Stuttgart.  Im  Anschluss  an  diesen
Redebeitrag setzte sich der Demonstrationszug in Bewegung und zog durch
die  Stuttgarter  Innenstadt.  Nach  einer  Zwischenkundgebung  vor  dem
Oberlandesgericht Stuttgart kam es zu einem kleineren Gerangel mit den
Bullen,  das  aber  ohne  nennenswerte  Folgen  mit  Ausnahme  von  den
obligatorischen  Filmaufnahmen  seitens  der  Bullen  blieb.
Zum Abschluss fand noch eine kurze Abschlusskundgebung mit zwei kurzen
Redebeiträgen zum Thema Rojava statt in denen auf die Lage vor Ort und die
internationale Soliarbeit eingegangen wurde.

Alles in allem war die Demo für ihre Größe ein Erfolg speziell auch für die
beteiligten  Gruppen,  konnte  doch  das  Anliegen  den  Passant_Innen
verständlich  gemacht  werden.

Antisexismustag in Berlin

REVO Berlin

Am 21.12.2015 fand in Berlin ein Workshoptag zum Thema Sexismus statt,
nachdem  es  Ende  November/Anfang  Dezember  in  Leipzig  und  Kassel

https://onesolutionrevolution.de/antisexismustag-in-berlin/


ebenfalls  Veranstaltungen  unter  dem Namen “Antisexismustag“  gab.  Mit
Genoss_Innen  aus  Leipzig  haben  wir  über  den  Ursprung  des  Sexismus
diskutiert und uns mit Frauenkämpfen auf internationaler Ebene am Beispiel
der kurdischen Frauenorganisation YPJ, der Gulabi Gang in Indien oder einer
Hausarbeiter_Innengewerkschaft in Pakistan beschäftigt. Auch haben wir uns
mit der Frage „Wie kämpfen wir gegen Sexismus in der Schule, Uni und der
eigenen  Organisation?“  sowie  dem  Unterschied  zwischen  einer
proletarischen  Frauenbewegung  und  dem  bürgerlichen  Feminismus
auseinandergesetzt.  Unser  Fazit  des  Tages:

Klassenherrschaft  und  Patriarchat  sind  untrennbar  miteinander
verbunden.  Nur die Zerschlagung des Kapitalismus kann die Frau
letztlich  befreien!  Für  den  Aufbau  einer  proletarischen
Frauenbewegung,  die  die  Interessen  der  Arbeiter_Innen  weltweit
vertritt!

SiKo  2016:  Gegen  das  Treffen
der Kriegstreiber_Innen!
VON LARS KELLER

Unter  der  besonderen  Brisanz  verschärfter  Kriege  im Nahen  Osten  und
Afrika, treffen sich nun schon zum 52. Mal vom 12.2 – 14.2 in München viele
internationale Vertreter_Innen aus Wirtschaft, Politik und Militär, um bei der
sogenannten  NATO-„Sicherheitskonferenz“  (SiKo)  über  die  Weltlage  zu
beraten.  Vor  der  Tür  bleiben  dabei  natürlich  jene  Kräfte,  die  sich  im
Gegensatz zu z.B. den USA, Deutschland, China, Russland oder Japan, nicht
als  imperial ist isches  Land  durchsetzen,  oder  sich  als  deren
Handlanger_Innen  (Herrscher_Innen  in  Halbkolonien  oder  in
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Regionalmächten wie Saudi-Arabien) auf der Welt hervortun können.

Ein Blick auf die Teilnehmer_Innenliste des letzten Jahres offenbart genau
das: Dort finden sich weder Vertreter_Innen aus dem kurdischen Volk, noch
Vertreter_Innen  aus  den  ostukrainischen  Gebieten.  Menschen  deren
Sicherheit und Leben tatsächlich durch Kriege akut bedroht ist, haben auf
der Konferenz nichts zu suchen. Das ist auch keine Überraschung, denn es
geht nicht um das Leben dieser Menschen. Es geht in der imperialistischen
Weltordnung um Einfluss, um die Neuaufteilung der Welt sowie Macht und
damit letztlich um die Sicherung der Profite des Kapitals.

Die  SiKo  spielt  hierbei  eine  wichtige  Rolle  bei  der  Planung  dieser
Neuaufteilung.  Die  Kapitalist_Innen  beraten  sich  mit  ihren  politischen
Vertreter_ Innen  und  mi t  Mi l i tärs .  Auch  das  bestät ig t  d ie
Teilnehmer_Innenliste: Die deutschen Kapitalist_Innen Joe Kaeser (Siemens),
Johannes Teyssen (e.on) oder Wolfgang Porsche treffen zusammen mit ihren
Vertreter_Innen aus CDU, SPD und Grüne auf internationale Militärs wie
etwa Anders Rasmussen (NATO), General Hodges (US-Army in Europa) sowie
auf politische Partner_Innen wie Victoria Nuland (USA) oder Verwalter_Innen
des  Imperialismus  aus  dem  Kosovo.  Mit  dabei  sind  bürgerliche
Medienvertreter_Innen wie die ZEIT oder die ideologischen Denkfabriken des
Imperialismus wie z.B. das „Council on foreign relations“. Hier zeigt sich die
dichte Verflechtung der international agierenden Kapitalist_Innen mit den
Staats- und Ideologieapparaten.

Oftmals  nehmen  die  Kapitalist_Innen  bei  der  SiKo  noch  die  Rolle  der
Waffenproduzent_Innen für das Militär ein. Im Krieg geht es eben nicht nur
um  Rohstoffsicherung,  der  Verdrängung  von  Konkurrent_Innen  und  der
Absicherung von Märkten für das Kapital, sondern auch oft genug um das
direkte, dicke Geschäft mit dem Tod!

Besonders  wichtig  ist  die  diesjährige  SiKo  vor  allem für  den  deutschen
Imperialismus. Die Bundeswehr rekrutiert verstärkt neue Soldat_Innen und



ist aktiv an Kriegseinsätzen im Nahen Osten und Afrika beteiligt. So sieht
Deutschlands „Verantwortung übernehmen“ aus. Den humanitären Schein
versuchte  sich  die  Bundesregierung im Sommer über  die  Aufnahme von
Flüchtlingen zu geben. Jetzt ist der Kampf gegen den Terror ein üblicher
Schleier über die tatsächlichen Kriegsinteressen.

Widerstand und Protest

Obwohl sich die Weltlage in den letzten Jahren mehr und mehr zuspitzt,
Terroranschläge als Begründung für imperialistische Kriege benutzt werden,
der zunehmende Konkurrenzkampf zwischen den imperialistischen Mächten
immer offener zu Tage tritt und ganze Weltregionen zusehends destabilisiert,
ist der Protest gegen die SiKo die letzten Jahre immer kleiner geworden.

Die Sozialdemokratie und Gewerkschaften tragen die Politik der deutschen
Regierung mehr oder minder offen mit. Teile der Friedensbewegung gingen
in  den  letzten  Jahren  nach  rechts:  Manche  betrachten  den  russischen
Imperialismus  als  willkommenen  Ausgleich  zum Westen,  andere  fallen  –
gerade nach Paris – auf die humanitären Lügen der Kriegstreiber_Innen rein
oder führen mit  wehenden Fahnen des Pazifismus die Bewegung in eine
Sackgasse. Wie kann jedoch ein zum Ziel führender Widerstand aussehen?

Unser Widerstand muss von einer internationalen Grundlage ausgehen, nur
so  kann  den  international  organisierten  Kriegstreiber_Innen  wirkungsvoll
entgegen gehalten werden. Weiter sollte der Widerstand eine Perspektive für
die  arbeitenden  Bevölkerung  sowie  national  unterdrückter  Minderheiten
aufweisen. Das heißt:  Wir stellen uns politisch niemals auf die Seite der
Imperialist_Innen und ihrer Handlanger_Innen, und versuchen über geeinte,
militante  Aktionen  (z.B.  Massenstreiks,  Blockadeaktionen)  der
Arbeiter_Innen,  der  Jugend  und  Unterdrückten,  die  Niederlage  des
Imperialismus  herbeizuführen!

Mit dieser Perspektive reisen wir im Februar nach München!



Anti-SiKo-Protest  /  Demonstration  +  Kundgebung  /  13.2.2015  /
Stachus  /  München

Ein  Ende  der  bürokratischen
Manöver?  Bericht  zum
Bündnistreffen  Verein  „Fulda
stellt sich quer“
Letzten Mittwoch den 13.01. war es wieder soweit: „Fulda stellt sich quer“
lud zur Zusammenkunft  aller  Interessierten,  es war das erste öffentliche
Treffen seit der Gründung des Vereins. Trotz unseres Austritts November
letzten  Jahres  nahmen  auch  wir  daran  teil,  um  unsere  Positionen  zur
Spaltung und „Neugründung“ des Bündnisses in das Plenum zu tragen und
mit  allen  Anwesenden  eine  offene  Diskussion  über  das  Geschehene  zu
führen.

Unserer Meinung nach ist  mit  dem Verein,  vor allem wegen der Person
Andreas Goerke, keine funktionierende, antirassistische Arbeit möglich. Im
Gegenteil, er steht dem Aufbau eines echten, demokratischen Bündnisses im
Wege.  Warum  wir  das  glauben,  könnt  ihr  nochmal  in  unserem
Austrittsschreiben nachlesen. Uns war es wichtig zu versuchen die vielen
motivierten AktivistInnen, die an dem Treffen teilnahmen, über unsere Kritik
zu informieren und für den Aufbau eines neuen Bündnisses zu gewinnen.

Zusammen mit Mitgliedern des KÖK (Kultur, Ökologie und Kommunikation),
des  Förderverein  für  Kultur  und  Bildung  und  anderen  ehemaligen
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UnterstützerInnen betraten wir das Bonifatiushaus. Es waren etwa 40 bis 50
Leute  im  Saal,  unter  denen  auch  eine  überraschend  große  Zahl  an
Jugendlichen war. Den Auftakt machte Andreas Goerke mit einer Begrüßung,
in der er ein vermeintliches AfD-Mitglied des Raumes verwies und längst
vergangene Aktionen wie das Konzert mit Esther Bejarano oder die Anti-
Fugida-Demo noch einmal feierte. Auf unser Drängen hin wurde hiernach die
Tagesordnung verlesen, auf der der Vorstand von sich aus einen Punkt zur
Frage „Warum Gründung eines Vereins“ zu Beginn gesetzt hatte. Andere
Punkte waren unter anderem die Gründung einer „Bürgerwehr“ in Fulda
oder die Aktionen des Vereins, die bereits feststanden, obwohl dies das erste
große Treffen war.

Zu  Frage  der  Vereinsgründung  las  Martin  Übelacker  (attac),  ebenfalls
Mitglied des Vorstandes, eine Erklärung vor, die diesen Weg folgendermaßen
zeichnete: Das „Bündnis“ war finanziell nicht unabhängig, hatte keine feste
Strukturen was wiederum zu Alleingängen,  mangelnder  Transparenz und
fehlender  Demokratie  führte.  Deswegen  werde  das  „Bündnis“  nun  zum
Verein, jetzt werde alles besser!

T e i l n e h m e r _ I n n e n  w ä h r e n d  d e s
Bündnistreffens….

In  der  anschließenden  Diskussion  berichteten  mehre  Leute  von  ihren
persönlichen  Erfahrungen  mit  dem  erschreckenden  Ausmaß  fehlender
Demokratie  in  FSSQ,  welche  zum  Austritt  einer  ganzen  Reihe  an
Organisationen  und  Einzelpersonen  führte.  Wir  von  REVOLUTION
berichteten außerdem wie massiv wir bei dem Versuch bekämpft wurden
diese Strukturen zu verändern, welche wir seit der Gründung kritisiert haben
(Kritische  Kommentare  auf  Facebook  wurden  sofort  gelöscht,  unsere
Mitglieder verschwanden aus Mailverteilerlisten und der FSSQ Facebook-
Gruppe,  gegen unsere  Organisation  wurde  massive  Hetze  betrieben  und
Lügen verbreitet). Auch bezüglich des neu gegründeten Vereins merkten wir
Skepsis:  In  die  Runde  fragten  wir  wer  denn  auf  das  Treffen  der
Vereinsgründung eingeladen wurde, wo die Satzung und zukünftige Aktionen
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beschlossen, so wie der Vorstand gewählt wurde. Niemand meldete sich.
Anwesend waren scheinbar nur die Leute gewesen, welche sich gegenseitig
in den neuen Vorstand gewählt hatten. Damit haben wir deutlich aufgezeigt,
dass  auch  der  Verein  höchst  undemokratisch  zustande  kam  und  eine
Besserung nicht zu erwarten ist. Warum auch? Er wurde von den gleichen
Leuten  gegründet,  welche  Kritiker  der  undemokratischen Strukturen  mit
allen Mitteln bekämpft haben.

…  nachdem  wir  und  Menschen,  die  unserer
Meinung waren gegangen sind.

Zusammen mit vielen anderen Teilnehmern des Treffens drängten wir auf
Antworten und Erklärungen, die allerdings mehr als dürftig ausfielen. Mehr
als die Beschwichtigung „ab jetzt wird alles besser!“ war nicht zu hören. Das
konnte viele nicht überzeugen. Danach wurde die Diskussion beendet, worauf
hin wir und ca. 1/3 der Anwesenden den Saal verließen. Beim Verlassen
machten wir nochmal Werbung für das Treffen des sich neu gründenden
Bündnisses, welches wir mit einigen anderen ehemaligen Aktiven von FSSQ
aufbauen wollen.

Dazu werden wir uns am 18.01. im Anschluss an die Veranstaltung über die
AfD im KUZ Kreuz treffen. Gemeinsam mit euch wollen wir in Fulda ein
Bündnis gegen Rassismus gründen, in dem es Transparenz, Demokratie und
somit auch die Möglichkeit für alle gibt Ideen einzubringen und Kritik zu
äußern. Nur so können wir gemeinsam und effektiv gegen den erstarkenden
Rassismus in Fulda, Hessen und ganz Deutschland kämpfen! Falls auch du
Lust hast, aktiv gegen die RassistInnen zu werden, komm vorbei! Es gibt
leider einiges zu tun!

____________
Bildquelle: http://www.osthessen-news.de/
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Mindestlohn statt Hungerlohn –
Für  Jugendliche  und
Flüchtlinge!
VON BALTHASAR LUCHS

Am 1. Januar 2015 wurde der Mindestlohn in Deutschland eingeführt – nach
langen Grabenkämpfen zwischen Politik,  Gewerkschaft und Industrie. Der
Zweck dieses erst mal positiv klingenden Mittels ist das Lohndrücken etwas
zu begrenzen. In Zahlen bedeutet dies 8,50 € pro Stunde, bei einer 40h-
Woche, ca. 1000 € Netto. Zum Vergleich: Die Armutsgrenze in Deutschland
liegt bei 979 € für eine alleinstehende Person. Somit liegt der Lohn vieler
Beschäftigter knapp über der Armutsgrenze. Ein trauriger Erfolg!
Dennoch wurde bei dieser Regelung seitens der Industrieverbände und ihrer
Vertreter_innen in der Politik schon der „wettbewerbsverzerrende Einfluss“
angeprangert.  Der  Mindestlohn  mache  Deutschland  nicht  mehr
konkurrenzfähig, die Lohnkosten würden zu teuer, nicht alle Sparten könnten
sich das leisten, die Arbeitslosigkeit würde steigen. Von Anfang an wurden
deshalb Ausnahmen eingebaut. Da die Löhne der Leiharbeit, Textilindustrie,
Fleischverarbeitung,  Friseure  sowie  Land-  und Forstwirtschaft  noch  weit
unterhalb dieser Grenze lagen, wurde erlaubt diese bis 2017 schrittweise
anzuheben.  Saisonarbeiter_innen,  also  z.B.  Erntehelfer_innen,  bekommen
dann  zwar  auch  den  Mindestlohn,  ihre  Unterbringung  darf  aber  damit
verrechnet werden.

Die andere große Ausnahme sind vor allem junge Arbeitnehmer_innen. Alle
Berufstätigen unter 18 Jahren sind ausgenommen, ebenso alle Pflichtpraktika
im Zuge der Schul- oder Studienausbildung, alle freiwilligen Praktika bis zu
drei Monaten während der Ausbildung, alle Abschlussarbeiten im Zuge des
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Bachelor-  oder  Masterstudiums  und  alle  Langzeitarbeitslosen
(Langzeitarbeitslos  ist  wer  länger  als  ein  Jahr  ohne  Arbeit  ist).

Unter dem Aspekt der weltweiten Krise und des Flüchtlingszustroms nach
Deutschland  wird  nun  gefordert,  den  Mindestlohn  abzuschaffen  oder  zu
reformieren.  Eine  solche  Reform  wäre  zum  Beispiel,  Flüchtlinge  davon
auszunehmen.  So  wird  von  Reinhard  Göhner  –  dem  Chef  der
Bundesvereinigung Deutscher  Arbeitgeberverbände BDA –  vorgeschlagen,
Flüchtlingen  über  die  Dauer  eines  Praktikums  keinen  Mindestlohn  zu
bezahlen. „Wer noch nicht vollwertige Arbeit leistet, zum Beispiel aufgrund
fehlender Sprachkenntnisse oder in einer Anlernphase, kann nicht den vollen
Lohn erwarten“ sagt Christian Schmidt von der CSU. Aus kapitalistischer
Sicht  hat  man  Ausnahmen  zu  leichteren  Integration  im  Arbeitsmarkt
eingeführt, bedeutet übersetzt: Macht man die Arbeitskraft billig genug, wird
sie auch genommen.

In  der  Tat  hat  auch  die  deutsche  Wirtschaft  mit  s inkendem
Wirtschaftswachstum und Preisdruck zu kämpfen. Im kapitalistischen System
wird  dieser  Preiskampf  immer  auf  das  schwächste  Glied  geschoben,  die
einfache Arbeitskraft, die Arbeiter_Innenklasse. Bei einer Ausbildung bringt
ein  Flüchtling  seine  gesamte  Arbeitszeit  ein  und  muss  damit  unter
Umständen den Unterhalt einer Familie bestreiten. Es muss also auch volles
Gehalt  gezahlt  werden.  Ausnahmen würden es  Firmen ermöglichen,  eine
ohnehin  schon  entrechtete  Gruppe  für  geringen  Lohn  einzustellen  und
danach wegen Unbrauchbarkeit zu entlassen. Für die deutsche Bourgeoisie
ein ersehnter Traum, für Hunderttausende bedeutet dies Ausbeutung und
Armut, trotz Vollzeitstelle.

Rassistischen  Vorurteilen  wird  dadurch  Auftrieb  verliehen,  da  eine
Neidhaltung  entsteht:  „Ausländer“  würden  „Deutschen“  durch
Dumpinglöhnen die Arbeitsplätze wegnehmen und die Löhne drücken – das
Ergebnis:  Rassismus  und Spaltung der  arbeitenden Bevölkerung!  Perfide
daran ist, dass der Billiglohn sogar noch als Bewerbungsvorteil angesehen
werden würde. Der Mindestlohn kann also nur funktionieren, wenn er für alle



gleichermaßen gilt,  sonst  wäre der nächste Schritt  die  Forderung seiner
Abschaffung. Und wenn von Integration der Flüchtlinge geredet wird, muss
auch die Gleichstellung vor dem Gesetz erfolgen. Das heißt auch gleiche
Arbeitsbedingungen und -rechte.

Der  wohl  zentralste  Punkt  an  dieser  Stelle  ist  jedoch  die  Spaltung  der
Arbeiter_innenschaft! Einerseits rassistisch in Deutsche und Nichtdeutsche
und  andererseits  in  gut  und  schlecht  bezahlte.  Dies  hätte  eine  massive
Schwächung zur Folge, weil die einzelnen Gruppen von den Kapitalist_innen
gegeneinander ausgespielt werden können. Zudem birgt es Konfliktpotential
innerhalb  der  Gewerkschaften,  da  die  Interessen  niemals  gleichermaßen
gewahrt werden können. Kernbelegschaft und Niedriglöhner_innen aller Art
stehen sich jetzt schon gegenüber.

Eine  solche  Spaltungspolitik  –  welche  auch  von  Gewerkschaftsspitzen
teilweise mitgetragen wird – ist also rundweg hinderlich für das gemeinsame
Interesse  aller  Lohnabhängigen  nach  einem  Lohn,  welcher  für  ein
angenehmes  Leben  ohne  Zukunftsängste  reicht.  Unabhängig  von  Alter,
Herkunft  und  Bildungsstand  der  Angestellten  müssen  Unternehmen  für
deren Vergütung aufkommen und ihren Bildungsbedarf finanzieren. Wollen
sie Arbeitskraft, dann müssen sie auch dafür bezahlen!
Deshalb sind unsere kurzfristigen Ziele:

Abschaffung aller Ausnahmen egal ob für Jugendliche, Auszubildende
und Geflüchtete
Gleiches Arbeitsrecht und gleicher Lohn ohne Rücksichtnahme auf
die Herkunft oder Nationalität
Anhebung  des  Mindestlohns  über  die  Armutsgrenze!  Wir  wollen
mindestens 12 Euro netto die Stunde, um von unserer Arbeit leben zu
können.
Errichtung  von  demokratischen  Lohnkontrollkomitees  der
Arbeiter_innen,  um ein Umgehen des Mindestlohns zu verhindern
und die Anpassung an Preisentwicklungen zu regeln!



Wir verteidigen den Mindestlohn gegen alle Angriffe der Bourgeoisie! Aber
die Debatte darum macht auch deutlich, dass die Löhne der Arbeiter_Innen
im Kapitalismus fortlaufend angegriffen werden. Wir gehen deshalb weiter
und  betonen,  dass  erst  mit  der  Sturz  des  Kapitalismus  durch  die
Arbeiter_Innenklasse  der  fortlaufende  Lohnkampf  zugunsten  der
Arbeiter_Innen  entschieden  werden  kann.


